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AlbertRöstihältbrisantenBerichtzurück
Bei den ökologischen Sanierungen von Wasserkraftwerken hapert es. Publiziert wird der Befund erst nach der Biodiversitäts-Abstimmung.

Catherine Duttweiler

Wenn Kraftwerke ihre Schleu-
sen öffnen, um aus Wasser
Strom zu turbinieren, wird es
nicht nur für Menschen unge-
mütlich: Fische und andere
Lebewesen werden schwallartig
weggeschwemmt. Viele von ih-
nen stranden wenig später in so-
genannten «Trockenfallen»
und verenden.

Um die Schäden für Tiere
und Pflanzen zu reduzieren, ha-
ben die Kantone vor zehn Jahren
100 Kraftwerke bestimmt, die
ihre Anlagen gemäss den Vorga-
ben des Gewässerschutzgeset-
zes bis 2030 sanieren müssen:
Sie sollen künstliche Abfluss-
schwankungen ausgleichen und
rund 1000 Fischtreppen bauen,
um den Tieren die Wanderung
zu ihren Laichplätzen zu ermög-
lichen. Eine Milliarde Franken
hat der Bund für diese Renatu-
rierungen bereitgestellt – aus
dem Netzzuschlag von 0,1 Rap-
pen pro Kilowattstunde. Bald
schon ahnte man, dass das Geld
knapp werden könnte.

Doch jetzt dokumentiert ein
Bericht, der seit Monaten unver-
öffentlicht im Bundesamt für
Umwelt (Bafu) liegt: Der Hand-
lungsbedarf ist noch viel grösser
als erwartet. Die Frist bis 2030
kann unmöglich eingehalten
werden, und auch das Geld wird
nicht reichen, um die geplanten
Massnahmen zu finanzieren.
«Mehrere Milliarden Franken»
wären nach Einschätzung der
Bafu-Experten nötig, um den
ökologischen Schaden von Stau-
werken zu mildern. Allein die
für den Rhein auf Bündner Bo-

den geplanten Massnahmen
kosten laut offiziellen Angaben
eine bis zwei Milliarden Franken
– so viel, wie für die ganze
Schweiz vorgesehen ist.

Verzögerungaufgrund
«technischer»Probleme
Diese schlechte Nachricht
kommt ungelegen, denn der
Berner Oberländer Umweltmi-
nister Albert Rösti bekämpft
derzeit die Biodiversitätsinitia-
tive, die am 22. September zur
Abstimmung gelangt. Wie das
Bafu gegenüber CH Media be-
stätigt, soll der Bericht zur öko-

logischen Sanierung der Was-
serkraft erst ab «Ende Septem-
ber/Anfang Oktober» publiziert
werden. Es habe bei einigen
Kantonen «aufgrund von tech-
nischen Schwierigkeiten Verzö-
gerungen bei der Datenliefe-
rung gegeben», begründet das
Amt die Verspätung. Jetzt müsse
der Bericht zuerst übersetzt und
gelayoutet werden.

Dabei drängt die Zeit. Ge-
mäss dem letzten veröffentlich-
ten Amtsbericht waren per Ende
2018 erst zwei Prozent der
Massnahmen realisiert. Eine ra-
sche Umsetzung aber sei «zen-

tral» für den Erhalt der Biodi-
versität, warnte das Bafu schon
damals: Nur so könne sicherge-
stellt werden, dass die Strom-
produktion in der Schweiz «öko-
logisch verträglich» erfolge.

Laut der aktuellen Roten
Liste sind in der Schweiz 57 von
71 einheimischen Fischarten ge-
fährdet. 15 sind akut vom Aus-
sterben bedroht, und 9 sind in
den letzten Jahren bereits aus-
gestorben. «Es ist fünf vor
zwölf!», sagt Martina Munz, SP-
Nationalrätin und Präsidentin
der Gewässerschutzorganisa-
tion Aqua Viva. Sie fordert «end-

lich eine nationale Strategie und
Koordination», sonst fliesse viel
Geld in die Planung von Sanie-
rungen, die dann nicht umge-
setzt werden: «Das hilft der lei-
denden Biodiversität nicht.»

Doch das Bafu wartet derzeit
lieber ab – so sehr, dass der
schubladisierte Bericht inzwi-
schen bereits überholt ist. Die
Kantone hatten den Stand per
Ende 2022 rapportiert, so wie es
das Gewässerschutzgesetz vor-
sieht. Dafür gewährte das Bafu
eine unüblich lange Frist von
einem Jahr bis Ende 2023. Und
jetzt spielt das Amt erneut auf
Zeit. Insider vermuten, dass der
Bericht derzeit politisch über-
arbeitet werde. Das ist schon
mehrfach passiert, seit Bundes-
rat Albert Rösti das Departe-
ment für Umwelt, Verkehr,
Energie und Kommunikation
(Uvek) übernommen hat: so bei
den Berichten zur Biodiversität
und zum Wolf.

AuchdieFinanzkontrolle
äussertKritik
Keinen Einfluss hat der SVP-
Bundesrat indes auf die Arbei-
ten der unabhängigen Eidgenös-
sischen Finanzkontrolle (EFK),
die soeben eine eigene «Sub-
ventionsprüfung» zu den Sanie-
rungen der Wasserkraft veröf-
fentlicht hat. Und dieser Bericht
enthält viel Kritik: Das Bafu
habekeinenvollständigenÜber-
blick und kein risikoorientiertes
Überprüfungskonzept. Es dürfe
nicht nach dem Prinzip «first
come, first served» einzelne
Massnahmen finanzieren, ohne
das öffentliche Interesse und die
Dringlichkeit zu berücksichti-

gen. Es müsse zudem genauer
hinschauen bei Projekten im
Umfang von über einer Million
Franken, die nicht ausgeschrie-
ben werden. Es solle Eigenleis-
tungen der Kraftwerkbetreiber
genauer prüfen, weil sie dem
Bund zu einem überdurch-
schnittlich hohen Stundenhono-
rar weiter verrechnet würden.
Und das Bundesamt müsse
Rückerstattungen verlangen.

Das Bafu und Uvek-Chef
Rösti sind also gleich mehrfach
gefordert – beim Erhalt der
Fischvielfalt und den Finanzen.
Erschwerend kommt hinzu,
dass mit den erneuerbaren
Energien sich die Abfluss-
schwankungen in den nächsten
Jahren intensivieren werden,
wie der Sprecher des Elektrizi-
tätswerks der Stadt Zürich
(EWZ) bestätigt: Künftig wer-
den die Schleusen der Staudäm-
me mehrmals täglich statt nur
bei erhöhtem Strombedarf über
Mittag geöffnet. Umso wichti-
ger, dass angesichts beschränk-
ter Mittel Effizienz, Verhältnis-
mässigkeit sowie Kosten und
Nutzen geprüft werden, wie dies
ein wissenschaftlicher Bericht
vom Herbst 2023 im Auftrag des
Bafu postulierte. Doch auch die-
ser Rapport war dem Uvek of-
fenbar nicht genehm: Er wurde
nicht, wie ursprünglich geplant,
ins Vollzugshilfemodul für die
Kantone integriert, sondern
schubladisiert.

Man darf also gespannt sein,
wie lange Rösti die Vorgaben des
Gewässerschutzgesetzes aus-
sitzt. Der Bundesrat war vor sei-
ner Wahl der oberste Lobbyist
für den Ausbau der Wasserkraft.

77ZigarettenstummelproSpielplatz
Gemeinden sollen zum Schutz der Kinder das Rauchen verbieten, fordert ein Verein.

Kari Kälin

Das Baby krabbelt im Sandkas-
ten, nimmt einen weggeworfe-
nen Zigarettenstummel in den
Mund und verschluckt ihn
schlimmstenfalls: Vor diesem
Szenario fürchten sich Eltern
nicht von ungefähr. Der Verein
«stop2drop» hat vor zwei Jahren
42 öffentliche Kinderspielplätze
in der Schweiz untersucht und
dabei durchschnittlich 77 weg-
geworfene Zigarettenstummel
zwischen Schaukel, Rutschbahn
und Klettergerüst gefunden. Al-
lein auf einer Anlage in der Stadt
Zürich waren es sogar 400.

Diese Woche lanciert «stop-
2drop» jetzt die zweite nationa-
le Spielplatz-Analyse. Der Ver-
ein schrieb 380 Quartiervereine
in der ganzen Schweiz an und
macht in sozialen Medien Wer-
bung für das Projekt. Das Ziel
lautet, dank vielen freiwilligen
Helfern bis am 17. September
200 öffentliche Spielplätze von
Zigarettenstummeln zu säubern
und eine weitere Bestandesauf-
nahme vorzulegen.

Für «stop2drop»-Geschäfts-
führer Markus Dick ist klar: Der
blaue Dunst gehört im ganzen
Land von allen Spielplätzen ver-

bannt. Erstens seien Zigaretten-
stummel ein erhebliches Um-
weltproblem. «Zweitens kopie-
ren Kinder, was sie sehen: Wenn
auf dem Spielplatz geraucht
wird, erhöht sich das Risiko,
dass Kinder später selbst rau-
chen.» Drittens sei Passivrauch
für Kinder besonders schädlich.
Und viertens handle es sich um
kleine Giftbehälter, welche für
Kinder eine besondere Gesund-
heitsgefahr darstellten.

InGenfdrohenbereits
happigeBussen
Schwere Vergiftungen sind laut
Tox Info Suisse, der offiziellen
Informationsstelle der Schweiz
für alle Fragen rund um Vergif-
tungen, nach sechs verschluck-
ten Stummeln oder zwei ver-
schluckten ganzen Zigaretten
möglich. Oft führt die Einnah-
me von Tabak auch in geringen
Mengen zu Erbrechen. Im letz-
ten Jahr erhielt Tox Suisse 219
Anfragen von Eltern von Kin-
dern unter sechs Jahren wegen
Zigarettenunfällen. Das Kinder-
spital Zürich behandelt selten
Kinder, die Zigaretten oder Zi-
garettenstummel verschluckt
haben. «Das sehen wir vielleicht
drei- oder viermal pro Jahr»,

sagt Georg Staubli, Chefarzt der
Notfallstation.

Wie viele Gemeinden be-
reits ein Rauchverbot auf Spiel-
plätzen kennen, ist nicht be-
kannt. Verschiedene Kantone,
darunter Zürich, St.Gallen, Lu-
zern und Aargau, fördern im
Rahmen von Tabakpräventions-
programmen rauchfreie Spiel-
plätze. Im Kanton Genf gilt an
bestimmten Orten im Freien,
darunter bei Spielplätzen, ein
generelles Rauchverbot.

Wer sich in Genf trotzdem
eine Zigarette anzündet, muss
mit bis zu 1000 Franken Busse
rechnen. Im Kanton Bern hin-
gegen sprach sich das Parlament
gegen ein kantonsweites Rauch-
verbot auf Spielplätzen aus – dies
im Sinne der Regierung.

In der Antwort auf einen
Vorstoss hatte sie argumentiert,
ein Rauchverbot sei schwierig
durchzusetzen. Sie befürchtete
sogar, dass noch mehr Zigaret-
tenstummel auf Spielplätzen
herumliegen, wenn Aschenbe-
cher abmontiert würden.

Im Mai strich das St.Galler
Stadtparlament ein Rauchver-
bot auf städtischen Spielplätzen
aus dem Polizeireglement. Jetzt
hat ein Komitee um die Stadt-

parlamentarierin und Ärztin Es-
ther Granitzer (SVP) eine Volks-
initiative lanciert. Im Kanton
Luzern derweil hat die Gemein-
de Ruswil mit Unterstützung
von Akzent Prävention und
Suchttherapie Luzern rauchfreie
Zonen beim Generationenspiel-
platz Surbrunnepark installiert.
Weggis dürfte als nächste Ge-
meinde folgen.

RauchfreieSpielplätze
sindpopulär
Rauchfreie Spielplätze sind
populär. Gemäss einer Umfrage
des Bundesamtes für Gesund-
heit aus dem Jahr 2022 sprechen
sich 78 Prozent dafür aus. Nicht
zuletzt vor diesem Hintergrund
schwebt Markus Dick von «stop-
2drop» vor, ein national koordi-
niertes Rauchverbot auf Spiel-
plätzen einzuführen mit einheit-
licher Beschilderung.

«WirwollennichtnurVerbo-
te einführen, sondern vor allem
einen Kulturwandel erreichen,
um die Wichtigkeit von saube-
ren und rauchfreien Spielplät-
zen zu unterstreichen», sagt
Dick. Voraussichtlich bis No-
vember wird «stop2drop» die
Ergebnisse seiner zweiten natio-
nalen Analyse präsentieren.

Mit einer Milliarde Franken sollen die negativen Folgen der Wasserkraft behoben werden. Bild: Keystone

GegenAusbauder
Presseförderung
Medien Der Bundesrat lehnt
einen befristeten Ausbau der
Presseförderung ab. «Aus me-
dienpolitischen und finanzpoli-
tischen Gründen» beantragt er
dem Parlament, nicht auf den
Entwurf der nationalrätlichen
Kommission einzutreten, wie er
gestern mitteilte. Die Vorlage
sieht vor, während sieben Jahren
die indirekte Presseförderung
zu erhöhen. (chm)

Schweizer Zahlenlotto
26, 28, 32, 34, 37, 40 Glückszahl: 4

Replay-Zahl: 6 Jokerzahl: 7 6 6 9 0 5

04.09.2024

Deutsches Zahlenlotto
3, 10, 16, 27, 45, 48 Super 6: 2 2 2 3 5 6

Superzahl: 2 Spiel 77: 1 7 4 1 7 7 7

04.09.2024

Österreichisches Zahlenlotto
1, 14, 15, 23, 31, 42 Zusatzzahl: 26

Joker: 8 5 2 8 3 6

04.09.2024

Euromillions
7, 9, 11, 16, 45 Sterne: 2, 5

2. Chance: 8, 15, 21, 46, 50

Super-Star: S004N 03.09.2024
Alle Angaben ohne Gewähr

Lotto

Obergericht
verschärft Strafe
SVP-Politiker Der ehemalige
Schwyzer SVP-Kantonsrat Bern-
hard Diethelm ist gestern vom
Zürcher Obergericht zu einer
bedingten Freiheitsstrafe von
neun Monaten verurteilt wor-
den. Er soll 2021 eine Prosti-
tuierte angegriffen und gewürgt
haben. Der heute 41-Jährige hat-
te die Frau für Sadomaso-Sex in
Zürich getroffen. Das Treffen es-
kalierte, die Frau erlitt zahlrei-
che Verletzungen. Diethelm gab
zu, die Frau geschubst zu haben
– als Reaktion darauf, dass sie
ihn in den Finger gebissen habe.
Es seien ihm aber Sachen unter-
stellt worden, die ihn als Mons-
ter hingestellt hätten, sagte er
laut Medienberichten. Das
Obergericht Zürich sah es als er-
wiesen an, dass er die Frau an-
gegriffen und gewürgt hatte.

Diethelm war vor einem Jahr
bereits in erster Instanz vom Be-
zirksgericht Zürich verurteilt
worden. Das Obergericht hat die
bedingte Freiheitsstrafe nun um
einen Monat verschärft. Zusätz-
licherhält ereinebedingteGeld-
strafe und eine Busse.

Diethelm sass acht Jahre im
SchwyzerKantonsrat.Nachdem
erstinstanzlichen Urteil sistierte
er die Mitgliedschaft in der SVP,
im März 2024 trat er nicht mehr
zur Wiederwahl an. (chm)


